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Immer mehr Kinder und Jugendliche in Deutschland sind arm. Sie leben in Fa­
milien, die nur wenig Geld zum Leben haben – meist wegen Arbeitslosigkeit. In
der sozialpolitischen Diskussion über den Kampf gegen Armut von Kindern und
Jugendlichen wird oft vergessen, dass das Bildungssystem dabei eine zentrale
Rolle spielt. Armut und Bildung stehen in einem gleich doppelten Zusammen­
hang: Arme Kinder und Jugendliche haben geringere Bildungschancen – und
fehlende Bildungsabschlüsse bergen im Lauf des Lebens ein großes Armutsrisi­
ko. Am wenigsten Chancen auf dem Arbeitsmarkt und das höchste Armutsrisiko
haben Kinder und Jugendliche, die früh aus dem allgemein bildenden Schulsys­
tem genommen werden und in Schulen gedrängt werden, die geringwertige
Schulabschlüsse vergeben, wie Sonderschulen.

Ein Blick in die Geschichte der Sonderschule, die vor über einem Jahrhundert
als „Hilfsschule“ gegründet wurde, zeigt, wie aus einer Idee, die als individuelle
Unterstützung gemeint war, heute eine Praxis der Aussonderung erwachsen ist,
die vielen jungen Menschen dauerhaft Teilhabe­ und Lebenschancen nimmt.

Mit der Einführung der allgemeinen Schulpflicht wurden in Deutschland eigene
Schultypen für die verschiedenen Stände etabliert. Nach Gymnasien, Wirt­
schaftsschulen und Volksschulen entstand um 1900 eine weitere Schulform für
all jene Schülerinnen und Schüler, die von der allgemeinen Schulpflicht durch
Krankheit, Obdachlosigkeit oder Behinderungen noch nicht erfasst wurden.
Während es zunächst Hilfsklassen gab, entwickelten sich nach und nach flä­
chendeckend Hilfsschulen. Die damalige Idee der Sonderpädagogik war inklusiv
motiviert: Kinder mit Behinderungen sollten am Bildungswesen teilnehmen.
Ihre Schulen sollten „Schonräume“ sein, sichere Orte für benachteiligte und be­
hinderte Menschen.

Historische Texte aus der Anfangszeit der Hilfsschule als eigenständige Institu­
tion zeugen davon, dass soziale Ursachen von Armut mit medizinischen Be­
gründungen für Schulversagen vermischt werden – ohne dass das eine als Ur­
sache des anderen benannt wird oder die Wechselwirkungen deutlich gemacht
werden. Die Schaffung einer separaten Institution wird damit begründet, dass
so die Volksschulen entlastet werden. So heißt es beispielsweise 1908 in einer
Schrift über die Hilfsschule: „Für die Volksschule bedeutet die Hilfsschule Be­
freiung von schwachbegabten Schülern, die den Unterrichtsfortschritt hemmen
und die Stimmung herabdrücken.“ Doch die Hilfsschulen sollten die Schülerin­
nen und Schüler auch von Armutskrankheiten heilen. Auf die sozialen Probleme
einzuwirken und die Lebensumstände sogenannter Sorgenkinder zu verbes­
sern, hatte bei der Einführung der Hilfsschule eine große Bedeutung.

Seitdem beruht die Sonderpädagogik auf der Beobachtung, Beschreibung und
Aussonderung von Schülerinnen und Schülern. Sie zielt darauf ab, arme und
kranke Kinder und Jugendliche, die im Unterricht auffallen, in ihrer „andersar­
tigen“ und unterlegenen sozialen Position wissenschaftlich zu untersuchen, zu
schützen und zu verstehen: „Die Schule [...] hat es mit Lernprozessen und dem
daraus resultierenden Ergebnis der Leistung und des Verhaltens zu tun. Son­
derpädagogik als spezielle Disziplin interessiert sich in diesem Zusammenhang
für auftretende Lern­ und Leistungsauffälligkeiten bzw. Störungen im Werde­

Organisierte Armut Soziale
Ausgrenzung im gegliederten
Schulsystem
Lisa Pfahl

Summary: In Germany, a growing
number of poor and physically and
mentally challenged children and ado­
lescents are not taught together with
their peers in the classic “regular
schools” (Regelschulen), but are sent
to special schools (Sonderschulen).
Most of them leave those special
schools without qualifying for gradu­
ation. Therefore, only a few have the
chance to find a job. The problematic
fact that those former special­school
students run a high risk of impover­
ishment because they don’t have any
qualifications is structurally produced
by  the segregated German school
system.

Kurzgefasst: Eine wachsende Zahl ar­
mer und behinderter Kinder und Ju­
gendlicher wird im deutschen Bil­
dungswesen nicht gemeinsam mit
Gleichaltrigen an Regelschulen, son­
dern in Sonderschulen unterrichtet.
Die meisten von ihnen verlassen die
Sonderschule als junge Erwachsene
ohne qualifizierenden Abschluss. Des­
halb haben ehemalige Sonderschüler
nur wenig Chancen, durch Arbeit an
der Gesellschaft teilzuhaben. Das Pro­
blem, dass behinderte Schüler gerin­
gere Bildungschancen besitzen und
wegen fehlender Abschlüsse ein ho­
hes Verarmungsrisiko laufen, wird er­
zeugt durch das gegliederte Schulwe­
sen.
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prozess des Menschen und deren Behebbarkeit. Ansatzpunkt der Sondererzie­
hung ist das zu erwartende oder bereits eingetretene Lern­ und Leistungsver­
sagen“, formulierte es der Bildungsrat 1973.

Der Mainstream der Sonderpädagogik versteht sich damals wie heute als Für­
sprecher von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen und Benachteili­
gungen. Die Tatsache, dass die Segregation die Schülerinnen und Schüler in ih­
ren Bildungs­ und Lebenschancen im Vergleich zu Gleichaltrigen benachteiligt,
wird von den Experten zwar erkannt – grundlegend in Frage gestellt wurde die
Praxis schulischer Aussonderung durch den Berufsverband der Sonderpädago­
gik deshalb aber noch nicht.

Die aktuellen Zahlen zeigen, dass heute der Schonraum zu einem Abschiebe­
raum geworden ist. Circa 500.000 Kindern und Jugendlichen wird heute ein
„sonderpädagogischer Förderbedarf“ attestiert.Bei den meisten dieser„schulisch
behinderten“ Kinder und Jugendlichen werden Lernbehinderungen diagnosti­
ziert, beispielsweise Konzentrationsstörungen, Lern­ und Leistungsrückstände
oder eine verzögerte Sprachentwicklung. Hinter dieser Diagnose verschwindet
die von den Kindern unverschuldete sozioökonomische Benachteiligung: Denn
ein Großteil der Schülerinnen und Schüler an Sonderschulen für Lernbehinder­
te stammen aus armen Familien. Die Mehrheit ihrer Eltern ist arbeitslos oder
geht einfachen Tätigkeiten in geringfügiger Beschäftigung nach. Überdurch­
schnittlich häufig sind die Schüler dabei nichtdeutscher Herkunft. An Stelle die­
ses Blicks auf die soziale Lage der Kinder tritt jedoch verstärkt die Zuschreibung
individueller Defizite, die die kognitive und biologische Konstitution der Kinder
erfasst.

An den Feststellungsverfahren und Schulüberweisungen beteiligte Fachleute
wie Lehrer, Schulpsychologen und Sonderpädagogen stellen den Kindern (und
ihren Eltern) dabei bis heute eine „individuelle Förderung“ in Aussicht. Die Rea­
lität sieht jedoch anders aus. Der Sonderschulbesuch führt in der Regel nicht zu
einem Schulabschluss: 80 Prozent der Schülerinnen und Schüler verlassen die
Sonderschule ohne einen qualifizierenden Abschluss, und entsprechend wech­
seln die allermeisten anschließend in einer Reihe von nicht qualifizierenden
Maßnahmen anstatt in eine Berufsausbildung oder in Arbeit.

Große Teile der Schülerschaft bleiben von Bildungs­ und Berufswegen ausge­
schlossen. Durch ihre häufige Ausbildungslosigkeit sind sie im besten Fall auf
Erwerbstätigkeiten festgelegt, die mit erhöhten Arbeitslosigkeits­ und Armuts­
risiken verbunden sind. Doch gerade der Wettbewerb um gering qualifizierte
Arbeit ist besonders hart. Ungelernte sind ungefähr doppelt so häufig vom Er­
werbsleben ausgeschlossen wie der Durchschnitt der deutschen Bevölkerung.
Zudem sind sie häufiger von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen und finden häu­
fig keine existenzsichernde Beschäftigung.

Die folgenschwere schulische Aussonderung stößt zunehmend auch auf inter­
nationale Kritik. Der UN­Sonderberichterstatter für das Menschenrecht auf Bil­
dung, Vernor Muñoz, kritisierte im Jahr 2007 das deutsche Sonderschulwesen
scharf. Dieses verletze das Menschenrecht auf Bildung. Alle Kinder und Jugend­
lichen müssten gleichermaßen die Chance auf einen Schulabschluss bekommen.
Der UN­Bildungsbericht bemängelte zudem, Kinder und Jugendliche mit Behin­
derungen und Benachteiligungen würden in Deutschland durch den Besuch von
Sonderschulen stigmatisiert. Dies verweigere ihnen wichtige Bildungserfah­
rungen, die in einem inklusiven Bildungswesen für alle zugänglich sind.

Auch die 2009 von der Bundesregierung ratifizierte UN­Behindertenrechtskon­
vention schreibt in Artikel 24 fest, dass das Recht auf Bildung und Chancen­
gleichheit von Menschen mit Behinderungen erst durch ein inklusives Schul­
und Bildungswesen gewährleistet ist. Die Unterzeichnerstaaten haben sich
verpflichtet, eine entsprechende Bildungspolitik unabhängig von der Kostenfra­
ge zu betreiben.

Die Idee, Kinder und Jugendliche nach gesundheits­ und armutsbedingten Lern­
rückständen getrennt in einem gegliederten System zur Schule zu schicken,
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steht aktuell in einigen Bundesländern zur Diskussion. Einige Kultusminister
behaupten, Menschen mit Behinderungen könnten durch die Sonderschulen be­
reits an der Gesellschaft teilhaben. In einigen Bundesländern werden Gesetz­
entwürfe diskutiert, nach denen Schulen, in denen alle Kinder und Jugendlichen
einer Nachbarschaft gemeinsam lernen, bislang verengt als bildungspolitische
„Option“ verstanden werden und nicht als das, was eigentlich benötigt würde:
ein flächendeckendes, obligatorisch inklusives Bildungswesen als wichtiger Be­
standteil demokratischer Sozialpolitik.

Viele andere europäische Länder vermeiden frühe Ausleseprozesse oder för­
dern gesundheitlich, sozial oder wirtschaftlich benachteiligte Schülerinnen und
Schüler an ihrer Regelschule aktiv. Eine Bekämpfung von Bildungsarmut durch
die Auflösung von Sonderschulen und die Inklusion aller Schülerinnen und
Schüler in einem egalitären Bildungswesen stärkt die gesellschaftliche Teilhabe
aller Kinder und Jugendlichen. So können sie als Erwachsene Demokratie mit­
gestalten und ihrer sozialen Ausgrenzung besser entgegenwirken – auch wenn
ihre Ausgangspositionen nicht die gleichen waren.
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Der Lohn der Menschenfreunde
Das „Handelsblatt“	über	Spendenforschung

Wann Menschen spenden, was für Motive sie
dabei verfolgen und wie Massenmedien sie da­
bei beeinflussen, sind Fragen, die der For­
schung immer noch Rätsel aufgeben. „Über das
Spendenverhalten der Deutschen gibt es we­
nig gesicherte Erkenntnisse, weil die Daten
nur unvollständig erfasst werden“, sagt Eck­
hard Priller vom Wissenschaftszentrum Berlin
für Sozialforschung (WZB). Die Forscher haben
es mit einem Sammelsurium an Quellen zu
tun: Selbstauskünfte der Organisationen, Mei­
nungsumfragen, Steuerstatistiken. Noch nicht
einmal über das Ausmaß der Freigebigkeit

herrscht deshalb Klarheit: Etwa drei bis fünf
Milliarden Euro geben die Bundesbürger jähr­
lich für soziale und gemeinnützige Zwecke aus.
Wer spendet, wird belohnt.

„Dahinter steckt ein Mix aus altruistischen und
egoistischen Motiven“, sagt Sozialwissen­
schaftler Priller. Man dürfe den Begriff Eigen­
nutz nicht so eng auslegen:„Wer beispielsweise
mit seiner Spende Prozesse in der Gesellschaft
mitbestimmen will, handelt durchaus nutzeno­
rientiert. Den Solidaritätsaspekt dabei kann
man aber auch nicht völlig unter den Tisch fal­
len lassen.“

Der	Lohn	der	Menschenfreunde,	im „Handels-
blatt“,	12.	April	2010




